
Oberlandesgericht Köln, 15 W 7/26

26.02.2026

Oberlandesgericht Köln

15. Zivilsenat

Urteil

15 W 7/26

ECLI:DE:OLGK:2026:0226.15W7.26.00

Datum:

Gericht:

Spruchkörper:

Entscheidungsart:

Aktenzeichen:

ECLI:

 
Tenor:

I.

Auf die sofortige Beschwerde der Verfügungskläger vom
14.01.2026 wird der Beschluss des Landgerichts Köln vom
07.01.2026 (28 O 432/25) aufgehoben und den
Verfügungsbeklagten im Wege der einstweiligen Verfügung
aufgegeben,

1. es gegenüber der Verfügungsklägerin zu 1) zu unterlassen,
durch die Nennung des Firmenschlagworts „M.“ und/oder
durch die Nennung des Verfügungsklägers zu 2) als
Unternehmensleiter in identifizierender Weise im
Zusammenhang mit dem Ermittlungsverfahren wegen
möglicher Insolvenzverschleppung bei dem Unternehmen E.
zu berichten und/oder berichten zu lassen;

2. es gegenüber dem Verfügungskläger zu 2) zu unterlassen,
durch die Namensnennung und/oder die Nennung von „M.“
als von ihm geleitetem Unternehmen und/oder die
Einblendung seines Bildes in identifizierender Weise im
Zusammenhang mit dem Ermittlungsverfahren wegen
möglicher Insolvenzverschleppung bei dem Unternehmen E.
zu berichten und/oder berichten zu lassen;

3. es gegenüber dem Verfügungskläger zu 2) zu unterlassen, die
folgende Abbildung zu veröffentlichen und/oder veröffentlichen zu
lassen:

http://www.nrwe.de


„Bilddarstellung wurde entfernt“

wenn dies jeweils geschieht wie im unter der URL D. abrufbaren
Beitrag mit dem Titel „„Zitat wurde entfernt““ (Anlage ASt 1a).

II.

Den Verfügungsbeklagten wird für jeden Fall der Zuwiderhandlung
ein Ordnungsgeld von bis zu 250.000 € und für den Fall, dass
dieses nicht beigetrieben werden kann, eine Ordnungshaft von bis
zu sechs Monaten oder eine Ordnungshaft von bis zu sechs
Monaten angedroht, wobei die Ordnungshaft in Bezug auf die
Verfügungsbeklagte zu 1) zu vollstrecken ist an einem Mitglied
ihrer Geschäftsführung.

III.

Die Kosten des Verfahrens beider Instanzen tragen die
Verfügungsbeklagten zu je 1/4.

 
G r ü n d e :

I.

Von der Wiedergabe der tatsächlichen Feststellungen wird abgesehen, §§ 540 Abs. 2, 313a
Abs. 1 Satz 1, 542 Abs. 2 Satz 1 ZPO.

II.

Auf die sofortige Beschwerde der Verfügungskläger vom 14.01.2026 war die von ihnen mit
Schriftsatz vom 29.12.2025 beantragte einstweilige Verfügung antragsgemäß zu erlassen.

1. Da ein Ausnahmefall im Sinne des § 937 Abs. 2 ZPO nicht vorliegt, war
verfahrenstechnisch auf die sofortige Beschwerde der Verfügungskläger hin zu terminieren,
zumal die gesetzliche Regelung eng auszulegen ist (dazu BVerfG, Einstweilige Anordnung
vom 12.03.2024, 1 BvR 605/24, juris Rn. 17 ff., 21). Ordnet das Beschwerdegericht - wie hier
- eine mündliche Verhandlung an, wechselt damit de facto der Verfahrensgang dahingehend,
als ob in erster Instanz auf mündliche Verhandlung hin durch Urteil entschieden worden wäre.
Das Beschwerdegericht entscheidet daher anerkanntermaßen durch Endurteil, welches als in
zweiter Instanz erlassen gilt und daher mit Blick auf § 542 Abs. 2 S. 1 ZPO keinem
Rechtsmittel unterliegt (siehe auch Senatsurteil vom 21.12.2023, 15 W 107/23, n.v. und etwa
KG, Urteil vom 20.08.2019, 21 W 17/19, juris Rn. 15; MüKo-ZPO/Drescher, 7. Aufl. 2025, §
922 Rn. 21).

2. Es bestehen keine Bedenken am Vorliegen des Rechtschutzbedürfnisses für die von den
Verfügungsklägern begehrte einstweilige Verfügung.

Soweit die Verfügungsbeklagten in ihrem Schriftsatz vom 05.02.2026 (dort Seite 4) das
Rechtsschutzbedürfnis für die geltend gemachten Ansprüche deshalb in Frage stellen, weil
zur Umsetzung des begehrten Verbots seitens der Verfügungsbeklagten lediglich eine
Entfernung der Bezahlschranke erforderlich wäre - wodurch der gesamte Artikel für alle Leser
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lesbar wird - vermag sich der Senat dieser Argumentation nicht anzuschließen. Zwar würde
durch einen Wegfall der Bezahlschranke in der Tat ein größerer Leserkreis von der in Rede
stehenden Verdachtsberichterstattung Kenntnis erlangen, dies dann aber unter Mitteilung
weitergehender Beweistatsachen sowie der vom Verfügungskläger zu 2) über seinen Anwalt
abgegebenen Stellungnahme: „Herr Y. kenne kein Ermittlungsverfahren und sei nie in der E.
R. tätig oder deren Organ gewesen. Diese sei beim Verkauf weder überschuldet noch
zahlungsunfähig gewesen, jede spätere Entwicklung sei ihm nicht zuzurechnen. Die M. habe
entsprechend auch keine offenen Verbindlichkeiten gegenüber den D.“ Ob es sich in einem
solchen Fall um eine zulässige Verdachtsberichterstattung handelt, hat der Senat indes nicht
zu beurteilen, weil sich der im vorliegenden Verfahren angegriffene Teil der Berichterstattung
allein vor der Bezahlschranke befindet.

3. Entgegen der Rechtsauffassung des Landgerichts bestehen auch keine Bedenken am
Vorliegen eines Verfügungsgrundes (§§ 935, 940 ZPO).

a) Die angegriffenen Äußerungen in dem im Internet veröffentlichten Artikel vor der sog.
Bezahlschranke sind bis heute weiterhin abrufbar, und es drohen daher - auch in Ansehung
der durch das abgebildete Foto des Verfügungsklägers zu 2) blickfangartigen Darstellung und
der Reichweitenstärke der Online-Plattform der Verfügungsbeklagten zu 1) - weiterhin
erhebliche Eingriffe in den sozialen Geltungsanspruch der Verfügungskläger.

b) An der Eilbedürftigkeit ändert sich auch nichts dadurch, dass der sich hinter der
Bezahlschranke befindliche Online-Artikel vom 19.12.2025 (Anl. ASt 1b) von den
Verfügungsklägern ebenso wenig angegriffen wurde wie die zum selben Themenkomplex
veröffentliche Printberichterstattung vom 16.01.2026 (Anl. AG 1), die nach den Ausführungen
des Prozessbevollmächtigten der Verfügungsbeklagten im Termin vor dem Senat noch im
Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung im Handel erhältlich war. Denn die Aufmachung vor
der sog. Bezahlschranke ist - wie nachfolgend noch näher auszuführen sein wird - hier von
besonderer und eigenständiger Eingriffsintensivität, so dass angesichts dieser andauernden
Rechtsverletzung den Verfügungsklägern ein Zuwarten bis zu einer Hauptsacheentscheidung
nicht zuzumuten ist.

c) Die Verfügungskläger haben schließlich auch nicht etwa durch das prozessuale Verhalten
ihrer anwaltlichen Vertreter die Annahme der Dringlichkeit konterkariert (sog.
Selbstwiderlegung der Dringlichkeit). Sofern das Landgericht hierauf in seinem
Nichtabhilfebeschluss vom 16.01.2026 abstellt, vermag sich der Senat dem nicht
anzuschließen.

Nach der Rechtsprechung des Senats (vgl. etwa Beschluss vom 09.05.2019, 15 W 70/18,
juris Rn. 3) hängt die Frage, wie lange ein Antragsteller zuwarten darf, ohne dass es an der
für den Verfügungsgrund erforderlichen zeitlichen Dringlichkeit fehlt, zwar stets von den
konkreten Umständen des Einzelfalls ab, doch kann in der Regel nur ein Zuwarten von mehr
als einem Monat als dringlichkeitsschädlich angesehen werden. Hinzu kommt, dass es bei
der gebotenen Einzelfallprüfung ausdrücklich nicht darum geht, die Dauer von einzelnen
Arbeits- und Rechercheschritten des Antragstellers und/oder seiner Prozessbevollmächtigten
und die genauen Gründe für etwaige „Leerläufe“ und Verzögerungen stets genau zu erklären,
zu entschuldigen und im Tatsächlichen glaubhaft zu machen, um den Vorwurf einer
Selbstwiderlegung auszuräumen (Senatsbeschluss vom 21.05.2024, 15 W 34/24, juris Rn.
29). Vielmehr muss es ausreichend konkrete und greifbare Anhaltspunkte für eine
vorwerfbare „Verschleppung“ der Sache in einem zeitlich auch relevanten Umfang geben.
Dafür fehlen im vorliegenden Fall ausreichende Anhaltspunkte, zumal zwischen der am
19.12.2025 erfolgten Veröffentlichung und der Nichtabhilfeentscheidung des Landgerichts
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vom 16.01.2026 auf die Beschwerde der Verfügungskläger vom 14.01.2026 ein Zeitraum von
noch nicht einmal einem Monat liegt.

Eine Selbstwiderlegung der Dringlichkeit folgt im Streitfall auch nicht daraus, dass die
Verfügungskläger nach einem Hinweis des Landgerichts vom 02.01.2026 zur
Rechtsauffassung der Kammer erst mit Schriftsatz vom 06.01.2026 geantwortet und dabei
nicht inhaltlich zu den rechtlichen Bedenken der Kammer Stellung genommen, sondern
lediglich um antragsgemäße Entscheidung gebeten haben.

Der Beschluss des Landgerichts vom 02.01.2026 erfolgte an einem Freitagnachmittag (letzte
Unterschrift um 14:04 Uhr) und ging dem Prozessbevollmächtigten der Verfügungskläger
damit erst kurz vor dem Wochenende zu. Dass er nicht noch am selben Tag bzw. zumindest
am Montag, dem 05.01.2026, sondern erst mit Schriftsatz vom 06.01.026 reagiert hat, stellt
keine vorwerfbare „Verschleppung“ der Sache in einem zeitlich relevanten Umfang dar, zumal
ihm eine Stellungnahmefrist bis zum 07.01.2026 gesetzt worden war.

Ebenso wenig stellt es eine Selbstwiderlegung der Dringlichkeit dar, dass der
Prozessbevollmächtigte der Verfügungskläger zu den Hinweisen der Kammer vom
02.01.2026 nicht innerhalb der ihm vom Landgericht gesetzten Frist, sondern erst in der
Beschwerdeschrift inhaltlich Stellung genommen hat. Denn es ging insoweit ausschließlich
um die Klärung unterschiedlich beurteilter Rechtsfragen und nicht um den Vortrag neuer
Tatsachen und/oder die Einführung weiterer Mittel zur Glaubhaftmachung. Der
Prozessbevollmächtigte der Verfügungskläger hat in seinem Schriftsatz vom 06.01.2026
ausdrücklich auf seine Darlegungen in der Antragsschrift verwiesen und um antragsgemäße
Entscheidung gebeten. Damit hat er das Begehren um eine möglichst schnelle gerichtliche
Entscheidung zum Ausdruck gebracht. Eine vorwerfbare Verfahrensverzögerung liegt unter
diesen Umständen nicht vor, schon gar nicht in einem zeitlich relevanten Umfang.

4. In der Sache selbst ist der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung vollumfänglich
begründet.

a) Mit Blick auf die Anträge zu 1) und 2), die sich gegen eine identifizierende
Berichterstattung bezogen auf die Textpassagen vor der Bezahlschranke richten, besteht ein
Unterlassungsanspruch der Verfügungskläger insoweit, als der Verfügungsklägerin zu 1) ein
Unterlassungsanspruch gemäß dem Antrag zu 1) aus § 1004 Abs. 1 Satz 2 BGB analog, §
823 Abs. 1 BGB i. V. m. dem Unternehmerpersönlichkeitsrecht zusteht und dem
Verfügungskläger zu 2) ein solcher gemäß dem Antrag zu 2) aus § 1004 Abs. 1 Satz 2 BGB
analog, § 823 Abs. 1 BGB i. V. m. dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht. Diese Ansprüche -
die Datenschutz-Grundverordnung findet auf die vorliegende Datenverarbeitung zu
journalistischen Zwecken keine Anwendung (Art. 85 Abs. 2 DSGVO, § 11a Hamburgisches
PresseG i.V.m. § 36 Abs. 1 Satz 4 Medienstaatsvertrag HSH) - bestehen gegen sämtliche
Verfügungsbeklagte in ihrer Eigenschaft als verantwortliche Redakteure (Verfügungsbeklagte
zu 2 bis 4) bzw. als Verlagsgesellschaft (Verfügungsbeklagte zu 1).

Die vor der Bezahlschranke befindlichen Textpassagen (Überschrift nebst Teaser) stellen in
ihrer Gesamtschau eine identifizierende Verdachtsberichterstattung dar, die den
Verfügungskläger zu 2) in seinem allgemeinen Persönlichkeitsrecht und die
Verfügungsklägerin zu 1) in ihrem Unternehmerpersönlichkeitsrecht verletzt.

aa) Die vor der Bezahlschranke befindlichen Textpassagen müssen sich an den Grundsätzen
der sog. Verdachtsberichterstattung messen lassen.
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Eine Verdachtsberichterstattung liegt vor, wenn nach dem maßgeblichen Verständnis eines
unbefangenen Durchschnittslesers ein konkretes Verhalten und damit auch im Tatsächlichen
ein konkreter Tatverdacht in den Raum gestellt werden bzw. zumindest ein entsprechender
Eindruck unabweislich vermittelt wird (vgl. Senatsbeschluss vom 21.05.2024, 15 W 34/24,
juris Rn. 35 mwN). Dabei ist nach der Rechtsprechung des BGH (vgl. Urteil vom 27.04.2021,
VI ZR 166/19, juris Rn. 12) die Ermittlung des Aussagegehalts eines Berichts nicht auf
"offene" Behauptungen beschränkt, sondern die Prüfung auf ehrkränkende Beschuldigungen
erstreckt sich auch auf solche Behauptungen, die im Gesamtzusammenhang der offenen
Einzelaussagen "versteckt" bzw. "zwischen den Zeilen" stehen können. Bei der Ermittlung
sog. verdeckter Aussagen ist zu unterscheiden zwischen der Mitteilung einzelner Fakten, aus
denen der Leser eigene Schlüsse ziehen kann und soll, und der erst eigentlich "verdeckten"
Aussage, mit der der Autor durch das Zusammenspiel offener Äußerungen eine zusätzliche
Sachaussage macht bzw. sie dem Leser als unabweisliche Schlussfolgerung nahelegt. Unter
dem Blickpunkt des Art. 5 Abs. 1 GG kann nur im zweiten Fall die "verdeckte" Aussage einer
"offenen" Behauptung des Äußernden gleichgestellt werden. Denn der Betroffene kann sich
in aller Regel nicht dagegen wehren, dass der Leser aus den ihm "offen" mitgeteilten Fakten
eigene Schlüsse auf einen Sachverhalt zieht, für den die offenen Aussagen Anhaltspunkte
bieten, der von dem sich Äußernden so aber weder offen noch verdeckt behauptet worden
ist.

Nach diesen Grundsätzen enthalten die hier angegriffenen Textpassagen vor der
Bezahlschranke unter Berücksichtigung der wertenden Überschrift („„Zitat wurde entfernt““)
und dem ebenfalls wertenden Einleitungssatz („„Zitat wurde entfernt“r“) im Zusammenspiel
mit der darüber hinaus mitgeteilten wahren Tatsache, dass die Staatsanwaltschaft wegen
möglicher Insolvenzverschleppung bei der ehemaligen Tochterfirma E. ermittelt, eine
eigenständige, in sich geschlossene Aussage. Es handelt sich nicht nur, wie dies
insbesondere bei bloßen Artikelüberschriften oftmals der Fall ist, um pauschale, wertende
Äußerungen ohne konkreten Tatsachengehalt, die lediglich die Aufmerksamkeit des Lesers
erregen und Anreiz zu Nachfragen, insbesondere das Interesse an der Lektüre auch des
hinter der Bezahlschranke befindlichen Textes wecken sollen.

Die angegriffenen Textpassagen enthalten zwar nicht den ausdrücklich erklärten Verdacht,
dass das staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren wegen möglicher
Insolvenzverschleppung bei der ehemaligen Tochterfirma E. sich - zumindest auch - gegen
den Verfügungskläger zu 2) als „Chef“ der Verfügungsklägerin zu 1) richtet, deren ehemalige
Tochterfirma die Firma E. ist. Ebensowenig wird ausdrücklich geäußert, dass der
Verfügungskläger zu 2) - unabhängig von einem bereits gegen ihn anhängigen
Ermittlungsverfahren - an der Insolvenzverschleppung beteiligt war. Es werden in Bezug auf
den Verfügungskläger zu 2) auch keine konkreten Tatsachen über die Art und Weise seiner
Beteiligung mitgeteilt. Unter Berücksichtigung der Gesamtheit der angegriffenen Äußerungen
ist hierin aber die entsprechende verdeckte Behauptung enthalten. Denn genau dies legen
die in der Überschrift und im Einleitungssatz enthaltenen redaktionellen Wertungen als
unabweisliche Schlussfolgerung nahe. Die Wertungen „„Zitat wurde entfernt““ / „„Zitat wurde
entfernt““ werden nicht für sich allein geäußert, sondern mit Tatsachen verknüpft, nämlich
ausdrücklich im Zusammenhang mit dem von der Staatsanwaltschaft geführten
Ermittlungsverfahren wegen möglicher Insolvenzverschleppung bei der ehemaligen
Tochterfirma E. genannt. Das Ermittlungsverfahren wird insoweit als Ursache dargestellt. Es
ist die Rede von staatsanwaltlichen Ermittlungen „bei“ der ehemaligen Tochterfirma, ohne
dass in diesem Kontext angegeben wird, gegen welchen Personenkreis sich das
Ermittlungsverfahren richtet bzw. welche Personen bei der Tochterfirma in verantwortlicher
Position in dem strafrechtlich relevanten Zeitraum tätig waren. Weiter wird auch nicht
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erwähnt, dass der Verfügungskläger zu 2) zu dieser Zeit weder verantwortliches Organ der
Tochterfirma, noch sonst an der Geschäftsleitung beteiligt war. Aus Sicht des
durchschnittlichen Rezipienten wird dadurch, dass die Berichterstattung von vergrößerten
Problemen und neuem Ärger des Verfügungsklägers zu 2) spricht und gleichzeitig das
Ermittlungsverfahren wegen möglicher Insolvenzverschleppung bei der ehemaligen
Tochterfirma E. erwähnt, der unabweisliche Schluss darauf gezogen, dass der
Verfügungskläger zu 2) möglicherweise eine eigene strafrechtliche (Mit)Verantwortung an
diesen Vorfällen trägt. Soweit die Verfügungsbeklagten meinen, dass ein Verdacht gegen
eine ehemalige Tochterfirma selbstverständlich geschäftlichen Ärger auch für andere
Beteiligte oder sonstige Akteure bedeuten könne, ohne dass diese deshalb selbst
strafrechtlich verdächtig sein müssen, vermag sich der Senat dem nicht anzuschließen. Die
Verfügungsbeklagten vermögen es schon nicht, die dadurch geschaffene Art des
„geschäftlichen Ärgers“ / „der Probleme“ zu umschreiben. Durch die Verknüpfung der
mitgeteilten Tatsache („"Zitat wurde entfernt"“) und die sich hierauf beziehenden
redaktionellen Wertungen der Verfügungsbeklagten („„Zitat wurde entfernt““ und „„Zitat wurde
entfernt““) liegt vielmehr gerade die verdeckte Behauptung einer (Mit)Verantwortlichkeit des
Verfügungsklägers zu 2) deshalb unabweislich auf der Hand, weil es sich bei der E. um eine
ehemalige Tochterfirma der Verfügungsklägerin zu 1) handelt. Vor diesem Hintergrund ist
nicht verständlich, dass und warum die jetzige Einleitung eines staatsanwaltschaftlichen
Ermittlungsverfahrens wegen Insolvenzverschleppung bei der ehemaligen Tochterfirma der
Verfügungsklägerin zu 1) für deren „Chef“, den Verfügungskläger zu 2), ganz allgemein zu
geschäftlichem Ärger führen soll, denn weder er noch die Verfügungsklägerin zu 1) haben
zum jetzigen Zeitpunkt mit dieser Firma noch etwas „zu tun“. Vielmehr stellt dieser Umstand
für ihn nur dann ein „Problem“ dar und verursacht ihm „Ärger“, wenn der Verfügungskläger zu
2) selbst im Verdacht steht, für die in der Vergangenheit liegende mögliche
Insolvenzverschleppung bei E. (mit)verantwortlich zu sein. Insofern haben die
Verfügungsbeklagten in der hier angegriffenen Passage verschiedene Informationen in einer
Weise verknüpft, die bei dem verständigen Durchschnittsleser den Eindruck hervorruft, der
Verfügungskläger zu 2) könne an den Vorgängen um die vermeintliche
Insolvenzverschleppung in irgendeiner (strafbaren) Weise beteiligt gewesen sein (vgl.
BVerfG, Beschl. v. 03.11.2025 - 1 BvR 573/25, NJW 2026, 214, Rn. 49). Dies reicht für eine
Verdachtserweckung mittels unabweislicher Schlussfolgerung aus. Insofern unterscheidet
sich der vorliegende Fall auch maßgeblich von demjenigen, der der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts vom 09.12.2025 (1 BvR 584/25, juris Rn. 55) zugrunde lag. Denn
in jenem Verfahren thematisierte der angegriffene Artikel die Rolle der dortigen Klägerin
„allenfalls vage und ohne erkennbare Zuordnung zu konkreten Vorgängen“, wobei die
Bezeichnung als „Schlüsselperson des Skandals“ und Teil eines „Netzwerks treuer Helfer“
vom verständigen Leser nur als Hinweis auf Personen verstanden wird, die ohne eigenes
doloses Verhalten eine Relevanz für den Verlauf der kritischen Ereignisse hatten. Dies ist im
Streitfall anders. Denn hier wird - wenn auch verdeckt - der konkrete Verdacht erweckt, der
Verfügungskläger zu 2) sei im Hinblick auf ein laufendes Ermittlungsverfahren wegen
möglicher Insolvenzverschleppung strafrechtlich (mit)verantwortlich.

bb) Die nach alledem vorliegende Verdachtsberichterstattung in Bezug auf den
Verfügungskläger zu 2) greift nicht nur in dessen Persönlichkeitsrecht ein, weil ein mögliches
Fehlverhalten seinerseits öffentlich bekannt gemacht und er daher als Person in den Augen
der Adressaten herabgewürdigt wird, sondern stellt auch zwangsläufig einen Eingriff in das
Unternehmerpersönlichkeitsrecht der Verfügungsklägerin zu 1) dar, da es sich bei dem
Verfügungskläger zu 2) um deren Organ und Repräsentanten handelt.
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cc) Der vorstehende Eingriff ist auch rechtswidrig. Im Ergebnis der gebotenen Abwägung des
allgemeinen Persönlichkeitsrechts des Verfügungsklägers zu 2) sowie des
Unternehmerpersönlichkeitsrechts der Verfügungsklägerin zu 1) auf der einen Seite mit dem
in Art. 5 Abs. 1 GG, Art. 10 Abs. 1 EMRK verankerten Recht der Verfügungsbeklagten auf
Meinungs- und Medienfreiheit auf der anderen Seite überwiegt das Schutzinteresse der
Verfügungskläger die schutzwürdigen Belange der Verfügungsbeklagten.

(1) Bei einer - nach den vorstehenden Ausführungen im Streitfall vorliegenden -
identifizierenden Verdachtsberichterstattung muss die Presse mit Blick auf die Wahrnehmung
berechtigter Interessen (§ 193 StGB) ihren journalistischen Recherchepflichten genügen, und
es muss im Zeitpunkt der Veröffentlichung ein sog. „Mindestbestand an Beweistatsachen“
vorliegen, der für den Wahrheitsgehalt der Information spricht und ihr damit überhaupt erst
„Öffentlichkeitswert“ verleiht (vgl. BGH, Urteil vom 18.06.2019, VI ZR 80/18, juris Rn. 50 m. w.
N.; BGH, Urteil vom 22.02.2022, VI ZR 1175/20, NJW 2022, 1751). Es muss sich zudem um
einen Vorgang von gravierendem Gewicht handeln, dessen Mitteilung durch ein
Informationsbedürfnis der Allgemeinheit gerechtfertigt ist (BGH, a. a. O., m. w. N.). Der
Umfang der an eine Verdachtsberichterstattung zu stellenden Sorgfaltspflichten ist dabei
jeweils im Einklang mit den grundrechtlichen Anforderungen zu bemessen: Je stärker die
Äußerung die Rechtspositionen der durch sie betroffenen Dritten beeinträchtigt, desto höher
sind die Sorgfaltsanforderungen (vgl. BVerfG, Beschluss vom 18.03.2020, 1 BvR 34/17, juris
Rn. 5). Die Darstellung darf ferner keine Vorverurteilung des Betroffenen enthalten; sie darf
also insbesondere nicht durch präjudizierende Darstellung den unzutreffenden Eindruck
erwecken, der Betroffene sei der ihm vorgeworfenen Handlung bereits überführt (BGH, a. a.
O.). Zur Sicherstellung einer insgesamt ausgewogenen Berichterstattung ist außerdem vor
der Veröffentlichung regelmäßig eine Stellungnahme des Betroffenen einzuholen (BGH, a. a.
O.; BVerfG, Beschluss vom 07.07.2020, 1 BvR 146/17, juris Rn. 16), um zu gewährleisten,
dass der Standpunkt des von der Verdachtsberichterstattung Betroffenen in Erfahrung und
gegebenenfalls zum Ausdruck gebracht wird, der Betroffene also selbst zu Wort kommen
kann (vgl. BGH, Urteil vom 16.11.2021, VI ZR 1241/20, juris Rn. 25 m. w. N.). Dies setzt
voraus, dass der Betroffene nicht nur Gelegenheit zur Stellungnahme erhält, sondern dass
seine etwaige Stellungnahme auch zur Kenntnis genommen und der Standpunkt des
Betroffenen in der Berichterstattung sichtbar wird (BGH, a. a. O.). 

(2) Unter Zugrundelegung der vorgenannten Anforderungen verstoßen die angegriffenen
Textpassagen vor der Bezahlschranke schon deshalb gegen die Grundsätze einer zulässigen
Verdachtsberichterstattung, weil sie weder die - im Bericht hinter der Bezahlschranke
vorhandene - Darstellung der vom Verfügungskläger zu 2) über seine Anwälte abgegebenen
Stellungnahme („Herr Y. kenne kein Ermittlungsverfahren und sei nie in der E. R. tätig oder
deren Organ gewesen. Diese sei beim Verkauf weder überschuldet noch zahlungsunfähig
gewesen, jede spätere Entwicklung sei ihm nicht zuzurechnen. Die M. habe entsprechend
keine offenen Verbindlichkeiten gegenüber den D.“) enthalten noch ein Dementi oder eine
sonstige Positionierung des Verfügungsklägers zu 2) beinhalten.

(a) Soweit das Landgericht darauf abstellt, dass die Stellungnahme des Betroffenen - „wie
auch bei der Überschrift auf der Titelseite einer Zeitung am Kiosk“ - vor der Bezahlschranke
nicht wiedergegeben werden müsse, vermag sich der Senat dem jedenfalls im Streitfall nicht
anzuschließen.

Denn anders als es im Regelfall bei schlagwortartigen, nur Wertungen enthaltenen
Überschriften in Printmedien der Fall ist, beinhalten die angegriffenen Textpassagen vor der
Bezahlschranke - deren Umfang und Gestaltung (Wort-/ Bildbericht) allein von der
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redaktionellen Entscheidung der Verfügungsbeklagten zu 1) abhängt - eine eigene, aus sich
heraus verständliche - wenn auch verdeckte (s. o.) - Verdachtsäußerung, die selbständig
angreifbar ist. Ist aber wegen eines eigenständigen Aussageinhalts eine selbständige
Angreifbarkeit von Textpassagen vor einer Bezahlschranke zu bejahen, dann darf für die
Bewertung ihrer Rechtmäßigkeit nicht auf Ausführungen hinter der Bezahlschranke
verwiesen und auf diese zurückgegriffen werden, denn diese sind den Rezipienten nicht -
jedenfalls nicht ohne Bezahlung - zugänglich.

(b) Den Verfügungsbeklagten wäre es auch ohne weiteres möglich gewesen, die
Stellungnahme des Verfügungsbeklagten zu 2) zumindest in Grundzügen bereits vor der
Bezahlschranke kurz darzustellen, ohne dass ihre journalistische Freiheit bei der Gestaltung
des Textes in unzumutbarer Weise beeinträchtigt worden wäre. Nach der Rechtsprechung
des Bundesgerichtshofs reicht die Information über ein bloßes Dementi aus, sie ist aber auch
erforderlich (vgl. BGH, Urteil vom 16.11.2021, VI ZR 1241/20, juris Rn. 25).

b) Mit Blick auf den Antrag zu 3), mit dem sich der Verfügungskläger zu 2) im
Zusammenhang mit der angegriffenen Wortberichterstattung auch gegen eine
Veröffentlichung eines ihn zeigenden Bildnisses wendet, besteht ein Unterlassungsanspruch
seinerseits aus §§ 1004 Abs. 1 Satz 2 analog, 823 Abs. 1, Abs. 2 i. V. m. §§ 22, 23 KUG, Art.
1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 GG.

Die Unzulässigkeit der Wiedergabe einer kontextneutralen Aufnahme ohne eigenen Aussage-
oder Verletzungsgehalt kann sich aus dem Kontext des Bildnisses mit einer unzulässigen
Wortberichterstattung ergeben, da die Beeinträchtigung des Persönlichkeitsrechts des
Betroffenen durch die Bebilderung noch verstärkt wird (vgl. BGH, Urteil vom 16.11.2021, VI
ZR 1241/20, juris Rn. 36; auch BGH, Urteil vom 22. Februar 2022 - VI ZR 1175/20, K&R
2022, 433 Rn. 42), zumal die Zulässigkeit der Bildberichterstattung einem strengeren
Abwägungsmaßstab unterliegt als die Wortberichterstattung (vgl. BVerfG, Beschluss vom 3.
November 2025 - 1 BvR 573/25, K&R 2026, 33 Rn. 58)

So liegt der Fall auch hier.

Da die Wortberichterstattung vor der Bezahlschranke nach den vorstehenden Ausführungen
die Anforderungen an eine zulässige Verdachtsberichterstattung nicht erfüllt, besteht auch für
die vor der Bezahlschranke erfolgte Veröffentlichung des Fotos des Verfügungsklägers zu 2)
keine Rechtfertigung nach § 23 Abs. 1 Nr. 1 KUG.

5. Die Ordnungsmittelandrohung folgt aus § 890 Abs. 2 ZPO

III.

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 91 Abs. 1 Satz 1, 100 Abs. 1 ZPO.

Streitwert: 48.000 EUR
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